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… 
 

§ 28 
Arten und Voraussetzungen 

(1) Das Land gewährt auf Antrag den staatlich anerkannten Ersatzschulen Beiträge 
zu den Personal- und Sachkosten nach Maßgabe der §§ 29 bis 32; § 31 Abs. 4 bleibt 
unberührt. 

(2) Voraussetzungen für die Gewährung von Beiträgen sind, daß die Schule in freier 
Trägerschaft auf gemeinnütziger Grundlage arbeitet, das öffentliche Schulwesen des 
Landes entlastet und kein Schulgeld oder sonstige Entgelte erhebt. 

(3) Bei Grund- und Hauptschulen sowie Realschulen plus, die als Bekenntnis- oder 
Weltanschauungsschulen errichtet werden sollen, ist neben den Voraussetzungen 
des Absatzes 2 erforderlich, dass der Besuch einer öffentlichen Grund- oder 
Hauptschule oder Realschule plus, die in ihrer Gliederung den gesetzlichen 
Anforderungen entspricht, in zumutbarer Entfernung gewährleistet ist. 

(4) Bei Berufsschulen, die für Schüler errichtet werden sollen, die in einem 
bestimmten Betrieb oder mehreren bestimmten Betrieben beschäftigt sind 
(betriebliche Berufsschulen), ist neben den Voraussetzungen des Absatzes 2 
erforderlich, daß die Gliederung der öffentlichen Berufsschule, insbesondere in 
Klassen nach Berufen und Berufsgruppen und in aufsteigende Klassen, nicht 
wesentlich beeinträchtigt wird. 

(5) Grund-, Haupt- und Förderschulen sowie Realschulen plus, die bei ihrer 
Genehmigung die Voraussetzungen nach den Absätzen 2 und 3 erfüllen und die 
Annahme rechtfertigen, dass sie innerhalb einer ihnen gesetzten angemessenen 
Frist staatlich anerkannt werden, können auf Antrag vom Zeitpunkt der Genehmigung 
an Beiträge gewährt werden. 

(6) Schulen in freier Trägerschaft, denen keine Beiträge gewährt werden, können auf 
Antrag Zuschüsse nach Maßgabe des Haushaltsplanes des Landes erhalten, wenn 
sie auf gemeinnütziger Grundlage arbeiten. 

… 
§ 31 

Beitrag zu den Sachkosten 

(1) Zu den Sachkosten, die nicht Baukosten nach Absatz 2 sind (laufende 
Sachkosten), wird ein Beitrag in Höhe von 10 vom Hundert des Gesamtbetrages 



nach § 29 ohne die Leistungen nach § 29 Abs. 2 Satz 2 sowie der Personalkosten 
des Landes für zugewiesene Lehrer gewährt. Dabei ist für jeden zur vollen 
Dienstleistung zugewiesenen Lehrer die Durchschnittsbesoldung oder das 
Durchschnittsentgelt, sonst ein entsprechender Anteil anzusetzen. 

(2) Das Land gewährt den Schulträgern der Grundschulen, Hauptschulen, 
Realschulen, Realschulen plus, Gymnasien, Kollegs und Förderschulen einen 
Beitrag zu den Aufwendungen für von der Schulbehörde genehmigte Neu-, Um- und 
Erweiterungsbauten von Schulgebäuden und Schulanlagen sowie deren 
Ersteinrichtung (Baukosten). Er beträgt 

1. bei Grund-, Haupt- und Förderschulen sowie bei Realschulen plus 80 v.H., 
2. bei Realschulen, Gymnasien und Kollegs 50 v.H. 

der Baukosten. Die Kosten des Baugrundstücks und seiner Erschließung gehören 
nicht zu den Baukosten. In ihrer Dringlichkeit nehmen diese Baumaßnahmen den 
gleichen Rang wie entsprechende Vorhaben für öffentliche Schulen ein. 

(3) Das Land hat Anspruch auf Wertausgleich, wenn die von ihm geförderten 
Schulgebäude und Schulanlagen sowie deren Ersteinrichtung für einen anderen als 
den bei der Beitragsgewährung bestimmten Zweck verwendet werden. 

(4) Die Träger öffentlicher Grund- und Hauptschulen, in deren Gebiet eine Grund- 
oder Hauptschule in freier Trägerschaft errichtet wird, haben für diese Schule den 
durch die Errichtung der Schule in freier Trägerschaft frei gewordenen Schulraum 
dem Schulträger auf Verlangen gegen angemessene Kostenerstattung 
bereitzustellen. 

… 
 
 
 



 
Landesverordnung 

zur Durchführung des Privatschulgesetzes 
(PrivSchGDVO) 

Vom 21. Juli 2011 
… 
 
§ 25 (zu § 28 Abs. 1 und 2 PrivSchG) 
 
(1) Eine Schule in freier Trägerschaft arbeitet auf gemeinnütziger Grundlage im 
Sinne des Privatschulgesetzes, wenn der Schulträger mit dem Betrieb der Schule 
ausschließlich und unmittelbar die Ausbildung und Erziehung von Schülerinnen und 
Schülern erstrebt und keine Erwerbsabsicht besteht. Eine Erwerbsabsicht besteht 
nicht, wenn die Einnahmen der Schule, einschließlich öffentlicher und privater 
Zuschüsse und Beiträge, die zur Erfüllung des Zwecks erforderlichen Selbstkosten 
nicht übersteigen. Ist der Schulträger eine juristische Person, genügt der Nachweis 
der steuerrechtlichen Gemeinnützigkeit. 
 
(2) Eine Schule in freier Trägerschaft entlastet das öffentliche Schulwesen des 
Landes, wenn die Sorgeberechtigten von mindestens 50 v. H. der Schülerinnen und 
Schüler ihren Wohnsitz in Rheinland-Pfalz haben und die Schule sich verpflichtet, im 
Rahmen ihrer räumlichen Möglichkeiten diejenigen als Schülerinnen und Schüler 
aufzunehmen, die die Aufnahmebedingungen erfüllen und deren Sorgeberechtigte im 
Einzugsgebiet der Schule wohnen. In besonderen Ausnahmefällen kann eine 
Entlastung auch anerkannt werden, wenn der Mindestprozentsatz nicht erreicht wird. 
 
(3) Der Antrag auf Bewilligung von Beiträgen nach §§ 29, 30 und 31 Abs. 1 PrivSchG 
ist spätestens drei Monate vor Beginn des Schuljahres, für das erstmalig Beiträge 
begehrt werden, bei der Schulbehörde einzureichen, die auch über den Antrag 
entscheidet. Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1.eine Aufstellung über die Einnahmen und Ausgaben der Schule seit dem Zeitpunkt 
ihrer Genehmigung, höchstens jedoch aus den letzten drei Geschäftsjahren, 
gegebenenfalls die Bilanzen sowie die Gewinn- und Verlustrechnungen, 
 
2.etwaige Bescheide des Finanzamtes über die Anerkennung der steuerrechtlichen 
Gemeinnützigkeit, 
 
3.Angaben über die Zahl der Schülerinnen und Schüler nach dem Stand vom 15. 
Oktober des laufenden Schuljahres, aufgeschlüsselt nach dem Wohnsitz der 
Sorgeberechtigten innerhalb und außerhalb des Landes, 
 
4.eine Erklärung, dass kein Schulgeld oder sonstiges Entgelt erhoben wird, sowie 
eine Verpflichtungserklärung gemäß Absatz 2 Satz 1. 
 
Die Schulbehörde kann weitere Angaben und Unterlagen fordern sowie die 
Glaubhaftmachung verlangen. 
 
(4) Die Bewilligung gilt bis zu dem Zeitpunkt, zu dem der Schulträger auf Beiträge 
verzichtet oder die Schulbehörde sie widerruft; für den Widerruf gelten § 10 Abs. 2 
PrivSchG und § 10 Abs. 3 entsprechend. § 32 Abs. 2 PrivSchG bleibt unberührt. 



 
(5) Die Beiträge werden jeweils für ein Schuljahr (Jahresbetrag) gewährt. Der 
Schulträger hat jährlich zum Termin der amtlichen Schulstatistik für das laufende 
Schuljahr der Schulbehörde eine Übersicht vorzulegen insbesondere über das 
Unterrichtssoll (§ 28 Abs. 14) und den tatsächlichen Unterricht zum 
Erhebungszeitpunkt für alle Klassen, Kurse und Gruppen unter Angabe der jeweils 
nach den Stundentafeln vorgesehenen Unterrichtsfächer einschließlich der 
Wahlfächer und Arbeitsgemeinschaften. 
 
(6) Spätestens zum 15. September hat der Schulträger der Schulbehörde Nachweise 
für das abgelaufene Schuljahr vorzulegen über 
 
1.die an der Schule beschäftigten haupt- und nebenberuflichen Lehrkräfte 
einschließlich der pädagogischen und technischen Fachkräfte unter Angabe der 
Beschäftigungsdauer und des Beschäftigungsumfangs, der tatsächlich gezahlten 
Bezüge sowie der Aufwendungen für die Altersund Hinterbliebenenversorgung, 
 
2.die zugewiesenen staatlichen Lehrkräfte unter Angabe der Beschäftigungsdauer 
und des Beschäftigungsumfangs, 
 
3.die gebildeten Klassen, Kurse und Gruppen nach Jahrgangsstufen unter Angabe 
der jeweiligen Schülerzahl, 
 
4.die eingerichteten Wahlfächer und Arbeitsgemeinschaften unter Angabe der 
jeweiligen Schülerzahl und Wochenstunden, 
 
5.alle wesentlichen Abweichungen von der Übersicht nach Absatz 5 Satz 2 im Ablauf 
des Schuljahrs unter Angabe der Gründe oder eine Erklärung, dass wesentliche 
Abweichungen nicht zu verzeichnen sind. 
 
Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. Die Schulbehörde kann in besonderen Fällen die 
Frist zur Vorlage der Nachweise verlängern. 
 
(7) Auf den Jahresbetrag werden angemessene Abschlagszahlungen - in der Regel 
vierteljährlich - geleistet. Die Höhe der Abschlagszahlungen richtet sich in der Regel 
nach den Beiträgen für das vorhergehende Schuljahr. In dem Schuljahr, für das 
erstmalig Beiträge bewilligt worden sind, hat der Schulträger bis zum 15. September 
vorläufige Aufstellungen mit den Angaben gemäß Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 bis 4 der 
Schulbehörde einzureichen. 
 
(8) Die Schulbehörde setzt den endgültigen Jahresbetrag durch schriftlichen 
Bescheid fest. 
 
(9) Das fachlich zuständige Ministerium kann in besonderen Fällen von den Absätzen 
3 bis 8 abweichende Zuständigkeiten festlegen. 
 
 
 
 
 
 



§ 26 (zu § 28 Abs. 5 PrivSchG) 
 
(1) Für die Gewährung von Beiträgen an noch nicht staatlich anerkannte Grund-, 
Haupt- und Förderschulen sowie Realschulen plus gilt § 25 entsprechend, soweit 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 
 
(2) Dem Antrag gemäß § 25 Abs. 3 sind Angaben über die Gliederung der Schule 
beizufügen. Werden Beiträge bereits vom Zeitpunkt der Genehmigung an begehrt, so 
ist der Antrag spätestens einen Monat nach Aufnahme des Unterrichts zu stellen; 
hinsichtlich der Einnahmen und Ausgaben der Schule sind Voranschläge anzugeben 
und für die Schülerzahl ist der Zeitpunkt der Antragstellung maßgebend. 
 
(3) Mit der Bewilligung nach § 25 Abs. 3 ist die Entscheidung zu verbinden, innerhalb 
welcher Frist die Schule staatlich anerkannt sein muss. Beiträge werden höchstens 
bis zum Ablauf dieser Frist gewährt; § 32 Abs. 5 PrivSchG bleibt unberührt. 
 
(4) Für den Schulbetrieb gilt § 16 entsprechend. 
 
 
§ 27 (zu § 28 Abs. 6 PrivSchG) 
 
Für die Feststellung, ob die Schule auf gemeinnütziger Grundlage arbeitet, gilt § 25 
Abs. 1 entsprechend. 
 
 
… 
 
 
§ 30 (zu § 31 Abs.1 bis 3 PrivSchG) 
 
(1) Die Durchschnittsbesoldung für eine zugewiesene beamtete Lehrkraft oder das 
Durchschnittsentgelt für eine zugewiesene Lehrkraft im Beschäftigtenverhältnis ist 
nach § 28 Abs. 6, 8, 9 und 11 Satz 1 zu berechnen. Für den selbstständig 
gehaltenen Unterricht bei zugewiesenen Lehramtsbewerberinnen und 
Lehramtsbewerbern ist das Entgelt für nebenberufliche Beschäftigung zugrunde zu 
legen. 
 
(2) Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sind Baumaßnahmen, durch die im Hinblick 
auf den Unterrichtszweck Schulgebäude oder Schulanlagen (z. B. Turnhallen, 
Pausenhallen, Freisportanlagen) neu geschaffen, vorhandene vergrößert oder 
wesentlich verbessert werden oder durch Veränderung einen Zuwachs an nutzbarem 
Raum oder eine zweckmäßigere Raumeinteilung erhalten. Werden vorhandene 
Gebäude oder Anlagen bereitgestellt, die bisher schulischen Zwecken nicht 
gewidmet waren, oder frühere Schulgebäude oder Schulanlagen wieder verwendet, 
so wird die Herrichtung wie ein Um- oder Erweiterungsbau behandelt. Keine Neu-, 
Um- und Erweiterungsbauten im Sinne der Sätze 1 und 2 sind bauliche Maßnahmen, 
die weder die Substanz noch den Verwendungszweck der Schulräume und 
Schulanlagen verändern, insbesondere Instandsetzungsarbeiten. 
 



(3) Zur Ersteinrichtung gehören nur solche Einrichtungsgegenstände, deren 
Beschaffung als Folge von Baumaßnahmen notwendig ist und in zeitlichem 
Zusammenhang damit erfolgt. 
 
(4) Zu den Kosten des Baugrundstücks gehören der Kaufpreis und die durch den 
Erwerb des Grundstücks verursachten Nebenkosten, insbesondere Gerichts- und 
Notarkosten, Grunderwerbsteuer, Provisionen, Vermessungskosten und Kosten von 
Bodenuntersuchungen, Abfindungen und Entschädigungen an Dritte zur Erlangung 
der freien Verfügung über das Grundstück. Erschließungskosten sind die Kosten für 
das Baureifmachen des Grundstücks, insbesondere die Kosten für das Herrichten (z. 
B. Abräumen, Abholzen, Enttrümmern, Abbruch, Drainage), die Kosten der 
öffentlichen Entwässerungs- und Versorgungsanlagen und die Kosten für Straßen 
und Freiflächen. 
 
(5) Für die Genehmigung von Baumaßnahmen sowie die Bewilligung der Beiträge 
sind die für die entsprechenden öffentlichen Schulen geltenden Vorschriften 
sinngemäß anzuwenden, soweit das fachlich zuständige Ministerium nichts anderes 
bestimmt. 
 
(6) Für den Anspruch des Landes auf Wertausgleich gemäß § 31 Abs. 3 PrivSchG 
gelten die Vorschriften über die Rückzahlung von Landeszuschüssen für 
Schulbaumaßnahmen bei Änderung des Verwendungszwecks sinngemäß. 
 
 
… 


